
  

 
 
 

Satzung  
vom 13.12.2023 

 
zur Aufhebung der Satzung über die Höhe des zu leistenden Verdienstausfalles 
nach dem Gesetz über den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) in der Stadt Euskir- 
chen vom 17. Dezember 1998  
 
Gemäß § 21 Abs. 3 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastro- 

phenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 (GV. NRW. S. 885) sowie des § 7 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
 
 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der aktuell gültigen Fassung) hat der Rat der Stadt Euskir- 
 
 
chen in seiner Sitzung am 12.12.23 folgende Satzung beschlossen:  
 
§ 

 
 
1  

 
Die „Satzung über die Höhe des zu leistenden Verdienstausfalles nach dem Gesetz über den 

Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) in der Stadt Euskirchen vom 17. Dezember 1998“ 
wird aufgehoben.  
 
§ 

 
 
2  

 
Diese Aufhebungssatzung tritt mit Ablauf des 31.12.2023 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 

 

 
 
a) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öf- 
    fentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Rastbeschluss vorher beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 

 
 
 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel er- 
 gibt. 

Euskirchen, den 13.12.2023 

Sacha Reichelt 
Bürgermeister 

 
 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen der Verordnung kann nach Ablauf von sechs 

Monaten nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

: 
Die vorstehende Aufhebungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 
ausdrücklich bestätigt, dass der beschlossene Satzungstext mit dem bekanntgemachten 
Satzungstext übereinstimmt. 


